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NIEDERSCHRIFT 

ÜBER DIE SITZUNG (80) 

ÖFFENTLICHER TEIL 

AM 1. DEZEMBER 2025 UM 19:30 UHR 

IN DER TURNHALLE WOHMBRECHTS 

 

 

Vorsitzender: Erster Bürgermeister Oliver-Kersten Raab 

 

Anwesend:  Rebecca Paintner  

 Heike Kirchmann  

 Stephan Fey  

 Florian Gsell  

 Dirk Külzer  

 Alexander Linke  

 Armin Müller  

 Anton Pfeiffer  

 Andreas Roth  

 Stefan Wiggenhauser  

 Armin Woll  

 Wolfgang Zodel  

 

Entschuldigt:  Heinz Lieg  

 Manfred Scheuerl  

Gemeinderat Hergatz 
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Ö f f e n t l i c h e r   T e i l 

Tagesordnung: 

 

1. Genehmigung von Niederschriften 

2. Grundsteuer A und B 
hier: Kenntnissetzung über die finanziellen Auswirkungen der Grundsteuerreform 
        auf den Gemeindehaushalt 

3. Bauanträge / Bauvoranfragen 

3.1 Antrag auf Verlängerung der Baugenehmigung vom 28.01.2022, Bauakte 21/2025 
hier: Wohnhausneubau mit Gewerbe, Lindauer Straße 10 

4. Sitzungen des Gemeinderates 
hier: Terminplanung 2026 

5. Bekanntgabe der in der nicht öffentlichen Sitzung vom 06.10.2025 gefassten Beschlüsse 

6. Sonstiges / Anträge 
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Der Vorsitzende, Erster Bürgermeister Oliver-Kersten Raab, eröffnet um 19.30 Uhr den 

öffentlichen Teil der 80. Gemeinderatssitzung und stellt fest, dass der Gemeinderat mit 13 

stimmberechtigten Mitgliedern vertreten und beschlussfähig ist. Gemeinderäte Lieg und 

Scheuerl sind entschuldigt. Einwände gegen die Tagesordnung von Seiten des Gemeindera-

tes bestehen nicht. Der Vorsitzende begrüßt die anwesenden Bürgerinnen. 

 
 
 

TOP 1   
Genehmigung von Niederschriften AZ: 0241 

 

Die Niederschrift der öffentlichen Sitzung des Gemeinderates Nr. 79 vom 03.11.2025 soll 
genehmigt werden. Das Protokoll wurde vorab dem Gemeinderat übersandt bzw. im R.I.S. 
zur Einsicht bereitgestellt 
 

Beschluss: 

Die Niederschrift der öffentlichen Sitzung des Gemeinderates Nr. 79 vom 03.11.2025 wird 
genehmigt. 
 

Abstimmungsergebnis:  13 : 0 (einstimmig angenommen) 

 

 

 

TOP 2   
Grundsteuer A und B 

hier: Kenntnissetzung über die finanziellen Auswirkungen der 

         Grundsteuerreform auf den Gemeindehaushalt 

AZ: 9241 

 

Nach dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts zur Verfassungswidrigkeit des bisherigen 
Berechnungssystems bei der Grundsteuer, mussten die Kommunen mit Geltung ab dem 
01.01.2025 einen neuen Hebesatz beschließen. Der Gemeinderat hat in seiner Sitzung vom 
04.11.2024 beschlossen, den Hebesatz weder abzusenken noch anzuheben, sondern ihn 
bei 390 Prozentpunkten zu belassen. Dieser Hebesatz wurde davor zuletzt im Jahr 2007 auf 
diesen Wert festgelegt. Seitdem gab es keine Anpassung.  
 
In der Sitzung vom 04.11.2024 einigte man sich im Rahmen der Beratung darauf, dass die 
Auswirkungen der Grundsteuerreform auf den Gemeindehaushalt nach einem „Praxisjahr“ 
vorgestellt werden.   
 
Die bisherigen Rückläufer der Messbeträge liegen bei der Grundsteuer A bei rund 90% und 
bei der Grundsteuer B bei rund 95%. Somit liegt eine belastbare Datengrundlage vor. 
 

Steuerjahr 2024 2025 Differenz 

Grundsteuer A 36.462,85 € 25.956,53 € -10.506,32 € 

Grundsteuer B 293.963,38 € 413.556,47 € +119.593,09 € 

 
Somit sind aktuell Steuermehreinnahmen von insgesamt ca. 109.086,77 € zu verzeichnen. 
 
Möchte man die Grundsteuer ab 01.01.2026 aufkommensneutral gestalten, würde das fol-
gende Änderung bei den Hebesätzen bedeuten: 
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Grundsteuer 2025 2026 

A 390 550 

B 390 280 

 
Mit Verweis auf die hohen Investitionsbedarfe in der Gemeinde aktuell und in den kommen-
den Jahren, der zu erwartenden regelmäßigen Erhöhung der Kreisumlage (Umlagesatz 
2020: 40,5% -> 2025: 47,25%), steigende Tarife, allgemeine Teuerungsrate sowie einer un-
terbliebenen Steueranpassung bei der Grundsteuer A und B seit dem 01.01.2007, schlägt 
die Verwaltung vor, die Hebesätze von 390 v. H. bei der Grundsteuer A und der Grundsteuer 
B zu belassen. 
 
Die Gemeindeverwaltung weist darauf hin, dass noch ca. 5 % der Bescheide aus der Grund-
steuer B und ca. 10 % der Bescheide aus der Grundsteuer A fehlen. Diese werden vom Fi-
nanzamt geschätzt und sind klassische Widerspruchsfälle. Geschätzte Bescheide werden 
tendenziell nach Abschluss von Widerspruchsverfahren abgesenkt. Es befinden sich zudem 
zusätzlich eine unbestimmte Anzahl an Bescheiden im Widerspruchsverfahren bei den Fi-
nanzämtern. 
 
Außerdem gilt zu beachten, dass jede Änderung von Hebesätzen zu Verwaltungs- und Por-
tokosten führt. Aktuell müssten in der Gemeindeverwaltung 1.313 Bescheide neu bearbeitet 
und versandt werden. 
 
Die Auswirkungen der Grundsteuerreform auf den Gemeindehaushalt wurden zur Kenntnis 
gebracht. 
 

Diskussionsverlauf: 

Gemeinderat Wiggenhauser ist erstaunt, dass kein Beschuss gefasst werden soll. Er spricht 
die Widerspruchsfälle an und stellt sich die Frage, ob man besser gestellt gewesen wäre, 
wenn man keine Angaben für eine Neuberechnung beim Finanzamt gemacht hätte. 
 
Der Vorsitzenden teilt mit, dass die Widerspruchsfälle vom Finanzamt geschätzt werden und 
erfahrungsgemäß höher ausfallen. Nach Abschluss des Widerspruchsverfahrens würden 
diese Bescheide tendenziell abgesenkt.  
 
Der Vorsitzende macht deutlich, dass er zufrieden ist mit dem Ergebnis nach dem „Praxis-
jahr“. Insbesondere sei es wichtig gewesen, die Hebesätze nicht auf einer unvollständigen 
Datenbasis „aufkommensneutral“ abzusenken. Die Gemeinde hätte die Hebesätze ein Jahr 
später umso höher ansetzen müssen, um den steigenden Finanzbedarf abzufedern. Ein 
Ping-Pong-Effekt, wie er nun in anderen Gemeinden zu beobachten sei. Er gibt den Sach-
verhalt jedoch zur Diskussion frei. 
 
Gemeinderat Fey ist der Meinung, dass der rechtlich richtige Schritt zum Zeitpunkt der Be-
schlussfassung (04.11.2024) eine Senkung der Hebesätze gewesen wäre, die Beibehaltung 
der Prozentpunkte wiederum zu den aktuell hohen Steuermehreinnahmen führte. Seiner 
Meinung nach sei deshalb eine Diskussion über die Senkung der Hebesätze überflüssig, da 
die Mehreinnahmen benötigt werden.  
 
Gemeinderat Woll sieht das genauso. Der Finanzbedarf sei da. 
 
Gemeinderat Müller äußert sich kritisch. Die Reform sei eine versteckte Steuererhöhung. 
 
Auf Frage von Gemeinderat Roth teilt Gemeinderat Külzer mit, dass Gemeinden prinzipiell 
bis Mitte des Jahres (30.06.) ihre Hebesätze festlegen können. Diese gelten dann rückwir-
kend für das gesamte Jahr. 
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TOP 3   
Bauanträge / Bauvoranfragen AZ: 6024 

 

 

TOP 3.1   
Antrag auf Verlängerung der Baugenehmigung vom 28.01.2022, 

Bauakte 21/2025 

hier: Wohnhausneubau mit Gewerbe, Lindauer Straße 10 

AZ: 6024.04 

 

Bauort: Lindauer Straße 10, 88145 Hergatz 
 Flst. Nr. 277/8, Gemarkung Wohmbrechts 
Bauvorhaben: Wohnhausneubau mit Gewerbe, 

Baugenehmigung vom 28.01.2022  
AZ 31-6024-00896/21 

 
Die o.g. Baugenehmigung (Bauakte 13/2021, AZ 31-6024-00896/21) läuft am 28.01.2026 
aus und soll um weitere 4 Jahre verlängert werden. 
 

Beschluss: 

Der Gemeinderat erteilt das gemeindliche Einvernehmen zur Verlängerung der Baugeneh-
migung, AZ 31-6024-00896/21, Wohnhausneubau mit Gewerbe auf Flst. Nr. 277/8, Lindauer 
Str. 10, 88145 Hergatz um weitere 4 Jahre bis zum 28.01.2030. 
 

Abstimmungsergebnis:  13 : 0 (einstimmig angenommen) 

 

 

 

TOP 4   
Sitzungen des Gemeinderates 

hier: Terminplanung 2026 

AZ: 0241 

 

Der Vorsitzende gibt den vorläufigen Sitzungsplan für das Jahr 2026 bekannt unter Berück-
sichtigung von gesetzlichen Feiertagen: 
 
12.01.2026 (regulär) 
02.02.2026 (regulär) 
02.03.2026 (regulär) 
13.04.2026 (regulär) 
04.05.2026 (Konstituierung) 
18.05.2026 (Verwaltungshaushalt + Bausachen) 
01.06.2026 (Vermögenshaushalt + Bausachen) 
06.07.2026 (regulär + Haushaltsbeschluss) 
03.08.2026 (regulär) 
07.09.2026 (regulär) 
05.10.2026 (regulär) 
02.11.2026 (regulär) 
07.12.2026 (regulär) 
 
Änderungen vorbehalten. 
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Diskussionsverlauf: 
Gemeinderätin Kirchmann schlägt vor, den Haushalt vor der Zusammensetzung des neuen 
Gremiums im Mai 2026 zu beraten und zu beschließen. Sie hält es für sinnvoll, dass das neu 
gewählte Gremium eine fertige Lektüre des Haushaltsplanes der Gemeinde in Händen hält. 
Gemeinderat Woll stimmt dem zu. Gemeinderat Gsell ergänzt, dass ein Nachtragshaushalt 
möglich sei, wenn es Einwände zum Haushalt gebe. 
 
Der Vorsitzende teilt mit, dass es hier unterschiedliche Vorgehensweisen gibt. Er werde die 
Haushaltsberatungen gerne in den Februar und März 2026 vorziehen. 
 
Die Sitzungen im Juni (geplant am 01.06.) und September (geplant am 07.09.) sollen auf-
grund der Schulferien erst am 08.06.2026 und am 14.09.2026 stattfinden. 
 
Ein geänderter Sitzungsplan folge. 
 

 

 

TOP 5   
Bekanntgabe der in der nicht öffentlichen Sitzung vom 

06.10.2025 gefassten Beschlüsse 

AZ: 0241 

 

Der Vorsitzende gibt nachfolgenden Beschluss bekannt: 
 
Der Gemeinderat beauftragte für die Beratungs- und Planungsleistungen im Rahmen des 
Breitbandausbaus gemäß der Bayerischen Gigabit-Richtlinie durch das Ingenieurbüro Le-
dermann in Freising, den Rahmenvertrag vom 14.08.2025 mit einer Deckelung des Gesamt-
volumens auf 25.000 Euro. 
 

 

 

TOP 6   
Sonstiges / Anträge AZ: 0241 

 

Informationen des Vorsitzenden 
 

• Glasfaserausbau Gemeinde Hergatz  
Die Verlegung der Haupttrasse beginnt voraussichtlich erst im Frühjahr 2026. Danach folgen 
die Hausanschlüsse. 
 

• Vergabeentscheidung Schlossweg 
Die Ausschreibung für die Arbeiten im Schlossweg ist gestartet. Die Submission erfolge Mitte 
Dezember und danach die Vergabeentscheidung in der Januarsitzung im Gemeinderat. 
 
 
Anfragen aus dem Gemeinderat 
 
Gemeinderat Wiggenhauser interessiert, wann die neue Klappe in das Rückhaltebecken in 
Staudach eingebaut wird. Gemeinderat Zodel informiert, dass es schwierig sei, im Winter zu 
betonieren. Zudem sei ein Rohr im Weg. Gemeinderat Wiggenhauser schlägt vor, den Auf-
trag extern zu vergeben und schlägt die Firma Blank vor. Der Vorsitzende nimmt dies zur 
Kenntnis. Die Verwaltung werde beauftragt, bei der Firma Blank anzufragen. 
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Gemeinderat Woll möchte wissen, wie das e-Carsharing in Wohmbrechts läuft. Gibt es Zah-
len oder Rückmeldungen? 
Der Vorsitzende teilt mit, dass die Autos meistens über das Wochenende genutzt werden. 
Konkrete Daten über die Nutzung und Rückmeldungen liegen der Gemeinde jedoch nicht 
vor. Die Verwaltung werde Kontakt mit der deer GmbH aufnehmen und klären, ob konkrete 
Daten verfügbar sind. 
 
Gemeinderat Woll spricht die abgestorbenen Bäume im Südhang, Baugebiet Wohmbrechts 
Südost, an. Sind Ersatzpflanzungen vorgesehen? Auch der Baum, welcher auf der Wende-
platte gepflanzt werden sollte, fehle noch. 
Der Vorsitzende regt an, die genaue Anzahl der noch zu pflanzenden Bäume in der Gemein-
de herauszufinden und der Gemeindeverwaltung mitzuteilen. Dann könne man diese in Auf-
trag geben. 
 

 

 

Ende des öffentlichen Sitzungsteils um 20:15 Uhr. 

 

 

 

 

 

Der Vorsitzende Schriftführerin 

Erster Bürgermeister Oliver-Kersten Raab Andrea Steffey 

 


